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Umweltschützer kritisieren Pläne für B239n scharf
Greenpeace spricht von einem „klimapolitischen Desaster“ und stellt Forderungen.

Bad Salzuflen (Rei). Die welt-
weit agierende Umweltorgani-
sation Greenpeace meldet sich
mit einer Stellungnahme zum
geplanten Neubau der Bundes-
straße 239n zwischen der A 2-
Anschlussstelle Herford/Bad
Salzuflen und der alten B 239
zwischen Lage und Detmold zu
Wort. Die Umweltschützer
sprechenvoneinem„klimapoli-
tischen Desaster“, welches sich
gegen jede verkehrspolitische
Vernunft richte. Die Mitglieder
fordern, die Planung der 17 Ki-
lometer langen Trasse umge-
hend zu stoppen.

Das Grundkonzept sei mehr
als 50 Jahre alt, und seitdem ha-

beeskaumÄnderunganderPla-
nung gegeben. „Der menschen-
gemachte Klimawandel fordert
ein radikales Umdenken, auch
in der Verkehrspolitik“, heißt es
in einem Schreiben von Green-
peace. Mit dem Ziel vor Augen,
die notwendigen Einsparungen
von Treibhausgasen im Ver-
kehrsbereich bis 2030 zu errei-
chen, sei ein Neubau der B 239
ein riesigerKlotz am Bein. „Und
dafür sollen mehr als 100 Mil-
lionen Euro investiert wer-
den?“, fragt die Organisation.

Zudem würden mehr als
146 Hektar Landschaftsschutz-
flächen unnötig in Mitleiden-
schaft gezogen, und der Neu-

bau werde mit einem massiven
Eingriff in den besonders sen-
siblen,strenggeschütztenFluss-
auenbereich (nach EU-Wasser-
rahmen-Richtlinie) ein-
hergehen.

Greenpeace fordert stattdes-
sen Investitionen in den Aus-
bau von Bus- und Bahnverbin-
dungen – zum Beispiel der
Bahnstrecke Herford-Detmold
– sowie Rad- und Fußwege oder
Car-Sharing-Angebote. Neben
einfachen Fahrrädern könnten
innovative E-Bikes oder prakti-
sche Lastenräder ihr Potenzial
nur entfalten, wenn Städte und
angrenzende Ortsteile ein gut
ausgebautes Netz aus sicheren

Radwegen aufweisen, heißt es
weiter. Der Radverkehr ver-
brauche vergleichsweise wenig
Platz, verursache keine Schad-
stoffe und Lärm. Das Fazit der
Umweltschützer: Die Auswir-
kungen des Neubaus der B 239
auf Natur, Umwelt- und Klima-
schutz seien unverantwortlich,
aber noch vermeidbar.

Wie berichtet, läuft aktuell
noch das Planfeststellungsver-
fahren für den ersten Bauab-
schnitt. Mit dem Beschluss der
Bezirksregierung wird Anfang
2021 gerechnet. Gegen das hier-
mit festgestellte Baurecht kann
anschließend geklagt werden –
was als sehr wahrscheinlich gilt.
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